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2018wird kein gutes Jahr für die
Pensionskassen und ihre Versi-
cherten. Pensionskassenexperte
Roger Baumann von der Bera-
tungsfirma C-Alm schätzt, dass
die Pensionskassen das Jahrmit
einemMinus von 3 bis 4 Prozent
abschliessen. Die schlechte Per-
formance bringt die Pensions-
kassen in eine unkomfortable Si-
tuation, denn siemüssen dieVor-
sorgegelder der Erwerbstätigen
dieses Jahr zumindestens 1 Pro-
zent verzinsen. Obwohl sie Geld
verloren haben, müssen sie also
den Konti der Versicherten Geld
gutschreiben. Dadurch sinkt ihr
Deckungsgrad.

Nicht alle Versicherten wer-
den helfen, das entstandene De-
fizit zu decken: Ein Teil der älte-
ren Erwerbstätigen wird bald
im Ruhestand sein. Letztlich
müssen die verbleibenden Akti-
ven die Lücke schliessen. Und
jene, die noch gar nicht in die
Pensionskasse eingetreten sind.

Die doppelte Umverteilung
So wird nicht nur zwischen den
Erwerbstätigen und den Rent-
nern Geld in der beruflichenVor-
sorge umverteilt, sondern auch
unter den Erwerbstätigen selbst.
«Dieser Umverteilungseffekt
wird in der Vorsorgediskussion
kaum erwähnt und auch kaum
quantifiziert», sagt Yvonne Sei-
ler Zimmermann,Professorin am
Institut für Finanzdienstleistun-
gen der Hochschule Luzern.

Sie hat den Effekt zusammen
mit Heinz Zimmermann, Profes-
sor amWirtschaftswissenschaft-
lichen Zentrum der Universität
Basel, für das Jahr 2016 abge-
schätzt und kommt auf einen
happigen Betrag: 6 Milliarden
Franken.Er fällt so hoch aus,weil
der Satz, zu dem die Pensions-
kassen das Vorsorgekapital der
Erwerbstätigenmindestens ver-
zinsen mussten, höher war als
die Rendite, die sie ohne Risiko
erwirtschaften konnten. Dies
geht aus einer Studie hervor,wel-
che die beiden Forscher im Auf-
trag des Schweizerischen Pen-
sionskassenverbands erstellten.

Weitere 6 Milliarden wurden
2016 von den Erwerbstätigen zu
den Rentnern umverteilt; nur so
konnten die Pensionskassen
trotz tiefer Zinsen die vollen Ren-
ten bezahlen. So summierte sich
2016 die gesamte Umvertei-
lung aufgrund des Kapitalmarkt-

risikos auf 12Milliarden. 2017 be-
lief sie sich nach Schätzung der
Professoren auf 7Milliarden – sie
war tiefer,weil derMindestzins-
satz reduziert wurde. «Mit die-
senUmverteilungenverschieben
die Pensionskassen ihre Finan-

zierungsprobleme in die Zu-
kunft. Das ist verantwortungs-
los», kritisiertYvonne Seiler Zim-
mermann.Zumal es nicht danach
aussieht, als würde die aktuelle
Tiefzinsphase, die bereits zehn
Jahre andauert, bald zu Ende ge-
hen. Das Beispiel Japan zeigt,
dass eine solche Phase durchaus
auch 20 Jahre lang dauern kann.
Die Erwerbstätigenwissen aller-

dings nicht, wie viel von ihrem
Geld umverteilt wurde. Erst
wenn sie in den Ruhestand tre-
ten, bekommen sie die Rechnung
präsentiert: Um ihre Rente aus
der beruflichen Vorsorge zu be-
rechnen, wird ihr Vorsorgekapi-
tal mit dem Umwandlungssatz
multipliziert, und beide Fakto-
ren sind derzeit tief: DasVorsor-
gekapital ist wegen der tiefen
Zinsen nur langsam gewachsen,
undviele Kassen haben denUm-
wandlungssatz in den vergange-
nen Jahren deutlich gesenkt.
Grund dafür ist auch die gestie-
gene Lebenserwartung.

Die Rente schmilzt
Die Studienautoren gehen davon
aus, dass in einer Tiefzinsphase
etwa 20 Prozent desVorsorgeka-
pitals innerhalb einerGeneration
umverteilt wird: So verfügt zum
Beispiel ein Erwerbstätiger,wel-
cher ohne eine Umverteilung
800000 Franken hätte ansparen
können, bei seiner Pensionie-
rung nur über 640000 Franken.
Bei einem Umwandlungs-

satz von 5,5 Prozent erhält er da-
mit eine monatliche Rente von
2933 Franken aus der zweiten
Säule.Wäre er aber vor der Tief-
zinsphase und noch mit einem
Umwandlungssatz von 6,8 Pro-
zent in den Ruhestand verab-
schiedet worden, hätte er
4533Franken proMonat bekom-
men – 1600 Franken mehr.

Experte will Mindestzinssatz
«Die Leute haben das Gefühl, sie
hätten eine sichere Rente. Aber
diese Sicherheit wird nur vorge-
gaukelt», sagt Seiler Zimmer-
mann. IhrerAnsicht nach sollten
Pensionskassen in risikobehaf-
tete Anlagen investieren dürfen,
damit sie überhaupt eine Rendi-
te erzielen.DieVersicherten soll-
ten sich aber am Risiko beteili-
gen. So könnte jeder Versicherte
selber wählen, wie risikobehaf-
tet seinVorsorgekapital angelegt
werden soll: Je höher das Risiko,
desto höher ist die Chance, dass
seine Rente steigt – aber auch
sinkt. «Mit dieserAbkehrvomSi-
cherheitsgedanken könnte auch

die Umverteilung eingeschränkt
werden.»

Experten sind sich einig, dass
eine Umverteilung aufgrund
einerGarantiewie demMindest-
zins über eine gewisse Zeit zu-
lässig ist, nicht aber, fürwie lan-
ge. Für Yvonne Seiler Zimmer-
mann ist angesichts der riesigen
Summen jedes Jahr ein Jahr zu
viel. Der Pensionskassenexperte
Roger Baumann hingegen findet
es richtig, dass auch unter Er-
werbstätigen einAusgleich statt-
findet: zwischen jenen, die gute,
und jenen, die schlechte Börsen-
jahre erlebt haben. So wird das
Risiko geglättet.

Es gibt wieder Gewinner
Der Experte Roger Baumann er-
achtet deshalb einen Mindest-
zinssatz als notwendig. Im Falle
von längerenTiefzinsphasen al-
lerdings müsste eine Kasse die
Garantien anpassen können, und
Arbeitgeber und Arbeitnehmer
sollten zumAusgleichmehrBei-
träge einzahlen. Und wenn die
Kasse wieder höhere Renditen

erziele, sollten die benachteilig-
ten Altersgruppen entschädigt
werden.
Auch nach Ansicht von Hanspe-
ter Konrad, Direktor des Schwei-
zerischen Pensionskassenver-
bands Asip, kann das Versicher-
tenkollektiv Schwankungen über
eine gewisse Zeit verkraften.
Deshalb können die Altersgut-
haben der Erwerbstätigen seiner
Meinung nach auch einmal
leicht höher verzinst werden als
zum risikolosen Satz. Der Ver-
band hatte imHerbst einenMin-
destzins von 0,75 statt 1 Prozent
gefordert, um einer Umvertei-
lung entgegenzuwirken. Der
Bundesrat aber beliess ihn – ent-
gegen der Empfehlung seiner
eigenen Expertenkommission –
bei 1 Prozent.

Nach den Prognosen von
Ökonomen kann es allerdings
noch einige Jahre dauern, bis die
Zinsenwieder steigen.Wenn sie
aber dereinst steigen, dannwird
es auch mit dem heutigen Sys-
temwieder eine Gewinnergene-
ration geben.

«Die sichere Rente wird nur vorgegaukelt»
Pensionskassen Experten wie Yvonne Seiler Zimmermann warnen vor den Folgen einer doppelten Umverteilung
in der beruflichen Vorsorge. Pro Jahr verlieren junge Erwerbstätige in der Schweiz bis zu 12 Milliarden Franken.

Viele ältere Berufstätige sind bald im Ruhestand. Das Loch in der Pensionskasse müssen also die Jungen schliessen. Foto: Geber86 (Getty Images)

Pensionskassen
dürften 2018mit
einemMinus von
bis zu 4 Prozent
abschliessen.

Die Professoren Yvonne Seiler
Zimmermann und Heinz Zim-
mermann gehen in ihrer Studie
von drei Generationen aus:
– Die aktiveHochzinsgeneration:
Sie hat sich ein hohes Alterska-
pital ansparen können – Zinsen
und Umwandlungssatz wurden
erst nach ihrer Pensionierung
gesenkt. So beläuft sich ihre Pen-
sionskassenrente auf gegen
40 Prozent des letzten versicher-
ten Lohns, das Ziel ist 34 Prozent.
Diese Generation entspricht den
älteren Babyboomern.
– DieTiefzinsgeneration: Sie hat
nur ein bescheidenesAlterskapi-
tal angespart, undwenn die Zin-
sen steigen,wird sie pensioniert
sein und nicht mehr davon pro-
fitieren. Ihre Rente beläuft sich
nur auf 30 Prozent ihres letzten
versicherten Lohns. Diese «Ver-
lierergeneration» entspricht
etwa der Generation X, der zwi-
schen 1965 und 1980 Geborenen.
– Die neuenGewinner: Der künf-
tige Zinsanstieg wird sich posi-
tiv auf die finanzielle Situation
der Pensionskassen auswirken,
wovon die folgende Generation
profitieren wird. (jho)

Vorsorge: Verlierer
und Gewinner

Für Patientinnen und Patienten
kann es fatale Folgen haben,
wenn Hersteller schadhafte Me-
dizinalprodukte liefern oder
wennÄrzte oder Spitalangestell-
te Fehler machen. Die «Sonn-
tagsZeitung» berichtet, dass es
in der Schweiz von Oktober 2015
bis September 2017 zu mehr als
57000 Infektionsfällen nach
Operationen in 168 Spitälern ge-
kommen sei. Gründe dafür sind
unter anderen, dass Hersteller
Geräte oder Implantate liefern,
die nicht steril sind.

Bei der Aufsichtsbehörde
Swissmedic gab es deswegen 690

Rückrufe im Zeitraum von 2005
bis 2018, wie Swissmedic-Spre-
cher Lukas Jaggi bestätigte. Da-
rüber hinaus berichtet die
«SonntagsZeitung» von Fällen,
wonach Spitäler nicht ausrei-
chend desinfizieren. Inspek-
tionsberichte von Swissmedic
zeigten, dass Spitäler besonders
Endoskope nicht sachgerecht
desinfiszierten und aufbewahr-
ten. Diese Sonden werden für
Untersuchungen im Darm be-
nutzt.

Solche Fälle sollten Hersteller
und Spitäler gegenüber Swiss-
medic melden, weil mit einer

transparenten Fehlermeldekul-
tur künftige Fehler vermieden
werden können.Eine solcheMel-
depflicht besteht bereits im gel-
tenden Heilmittelgesetz (HMG).
Mit der Revision des HMG wird
diese Pflicht ab 1. Januar 2019
verschärft.

Dabei nimmt Swissmedic
künftig nicht nur die Institution
Spital ins Visier, sondern ver-
mehrt auch verantwortlicheÄrz-
te und Angestellte. Personen
können für fahrlässig begange-
neVerletzungen derMeldepflicht
mit bis zu 20000 Franken be-
straftwerden; bisher galtenma-

ximal 10000 Franken.Wenn eine
Person einen Fehler vorsätzlich
nicht meldet, liegt die Höchst-
strafe bei 50000 Franken. Die
Busse für Spitäler wird von bis-
her 5000 Franken auf 20000
Franken erhöht. Es hat sich in
der Vergangenheit gezeigt, dass
sich die Hersteller von Medizi-
nalprodukten sehr viel melde-
freudiger zeigten als das Gros der
Schweizer Spitäler. Swissmedic
hat in diesem Jahr die Privatkli-
nik Hirslanden, das Kinderspital
Zürich und das KantonsspitalAa-
rau sanktioniert,weil sie dieMel-
depflicht verletzt haben. (sda)

Schärfere Sanktionen gegen Ärzte und Spitalangestellte
Meldepflicht Kommen Patienten zu Schaden, muss dies Swissmedic mitgeteilt werden.

Urteil Wie weit dürfen Rapper
gehen? Können sie SVP-Natio-
nalrätin Natalie Rickli (ZH) in
einem Lied mit sexistischen
Schimpftiraden eindecken? Für
waswerden dieMusiker bestraft?
Mit diesen Fragen beschäftigte
sich dasObergericht des Kantons
Bern. Das Urteil vom 18. Dezem-
ber 2018 hat der «SonntagsBlick»
ausgewertet. Das Obergericht
verurteilt fünf Musiker, die dem
Rap-Kollektiv Chaostruppe an-
gehören, wegen Beschimpfung
und auchwegen üblerNachrede.
Die Beschuldigten hätten in Kauf
genommen, dass die im Song
«geäusserten ehrenrührigenTat-

sachenbehauptungen ernst ge-
nommenwerden können»,heisst
es im Dekret.

Vom Vorwurf der sexuellen
Belästigung werden die Ange-
schuldigten freigesprochen.
Rickli habe diesen Text ja nicht
anhören müssen. SP-Ständerat
und Strafrechtsprofessor Daniel
Jositsch kritisiert das Verdikt.
«Ich glaube, dass die Sichtweise
des Gerichts zu kurz greift», be-
tonte er gegenüber dem «Sonn-
tagsBlick». Der Tatbestand der
«sexuellen Belästigung» sei vom
Gesetzgeber geschaffenworden,
als soziale Medien noch keine
Rolle gespielt hätten. (red)

Verfasser des Schmählieds gegen
Natalie Rickli werden bestraft


